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Änderungsantrag zu PB.L-01

Von Zeile 577 bis 580:
Fangmengen und Netzlängen reduzieren, die neue bzw. althergebrachte Fanggeräte
erproben oder einsetzen und sich für touristische Angebote öffnen. In
Meeresschutzgebieten regulierenbeenden wir die Schleppnetz- und Stellnetzfischerei 
sowiedurch die Ausweisung sogenannter "No-Take" Zonen und regulieren die
touristische Nutzung. Aus den Erdölförderanlagen in der Nordsee treten durch Unfälle,
ölhaltigen Bohrschlamm mit 

Begründung

Jährlich verenden weltweit hunderttausende Säuger wie Delfine, Robben und Wale und
andere Wirbeltiere wie Schildkröten, Haie und Seevögel in Stellnetzen, weil sie sich dort
verfangen und dann ertrinken oder werden mit Schleppnetzen als "Beifang" aus dem
Meer gezogen.

Besonders umwelt- und tierschädlich ist die Bodenschleppnetzfischerei, die neben der
hohen Beifangquote auch noch kilometerlange Streifen der Verwüstung auf dem
Meeresboden hinterlässt. Dabei sind die Meersböden empfindliche
Lebensgemeinschaften, deren Fauna teils über Jahrhunderte und sogar Jahrtausende
herangewachsen ist.

Umso absurder ist es, dass in derzeitigen "Meeresschutzzonen" überdurchschnittlich
viel Grundschleppnetzfischerei betrieben wird. Eine Studie aus dem Jahr 2018 kam zu
dem Ergebnis, dass von den im Jahr 2017 1 Mio. Stunden Schleppnetzfischerei in
europäischen Gewässern 225 000 Stunden, also etwa ein Viertel, in sogenannten
Schutzzonen stattfand [https://science.sciencemag.org/content/362/6421/1403].

Eine Regulation dieser zerstörerischen Fangaktivitäten geht nicht weit genug. Was es
braucht ist ein striktes Verbot in Schutzzonen!

No-Take Zonen sind frei von jeglichem Fischfang sowie Bohrungen und Substanzabbau
– dort wird nichts aus dem Meer entnommen.

Wir müssen endlich konsequenten Meeresschutz betreiben und das erfodert das Meer
stellenweise gänzlich in Ruhe zu lassen, damit Bestände ein Refugium für Regeneration
haben.
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